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ANFRAGEBEANTWORTUNG 

betreffend die schriftliche Anfrage der Abg. 
, , 

Mag. Frieser und Kollegeri vom 11. Juni 1991, 
-' ' 

Zl. 1245/J-NR/91. "kundell- imd service-'-
, . 

orientierte'PostH 

Zum Motivent~il der Anfrage: 

{2,9'f/AB 

1991· -08- 1 3 
zu 11,1f5/J 

Der in der einleitenden Darstellung der Anfrage geschilderte 

"Fall n konnte mangels konkreter Angaben nicht eruiert ~l7erden. 

Sicher ist jedoch, daß es ,sich dabei um eine' bedauerliche Ver~ 

kettung von Mißverständnissen und möglicherweise von Fehl-. 

leistungen handelt~ wie sie in einem Unternehmen von der 

GrBßenordnung der Post nicht 'von vornherein mit Sicherheit 

ausgeschlossen werden können. Zur Größenordnung sei angeführt, 

daß die österreichische Pos~ derzeit pro Jahr etwa 20 Millio­

nen Fernmeldegebührenrechnungen sowie 1,5 Millionen Mahnungen 

erstellt und 350.000 Sperren durchzuftihren hat. 

Fehlleistungen der oben erwähnten Art stellen keineswegs Re­

gel fälle dar. sondern finden sich in der Praxis nur in ver­

schwindend geringer Zahl wie dies auch aus jüngsten Meinungs­

umfragen hervorgeht. in denen der Post bzw .• ihren Mit­

arbeitern in den diversen Fachbereichen durchwegs hervor­

ragende Zensuren ftir Fleiß. Sachkompetenz und Kundenfreund­

lichkei t ausgestel.l t werden. Dennoch werden auch solche bedau,­

erliche Einzelfälle jeweilszurn Anlaß genommen. Maßnahmen zu 

tiberdenken, um ein Wiederholen derselben zu vermeiden. 
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Ihre Fragen darf ich wie folgt beantworten: 

Zu frage 1.: 
"Durch welche Maßnahmen stellen 
eines Irrtums der Post der 
sprechteilnehmers abgeschaltet 
I ungsrUcJmtand aufweist?" 

Sie sicher, daß nicht aufgrund 
Fernsprechanschluß eines Fern~ 
wird, obwohl er keinen Zah-

Die Erstellung der FernmeldegebUhrenrechnungen und die Uber­

wacllung der Einzahlungen erfolgt durch die A:pwendung der ADV 

v81lig automatisiert. Dadurch ist sichergestellt. daß nur fUr 

diejenigen Teilnehmersteilen Sperraufträge ausgefertigt wer­

den, bei denen bis zu einem bestimmten Termin keine Zahlung 

erfolgt ist. FUr derartige Teilnehmersteilen wurde zuvor 

nach Ablauf der Zahlungsfrist - ebenfalls automatisch im Wege 

der ADV. eine Mahnung (mit dem Hinweis auf eine GebUhrensperre 

bei Nichtbezahlung) erstellt und abgefertigt. 

Die Gebtihrensperren werden im Wählamt aufgrund der in den 

Sperraufträgen enthaltenen Angaben durchgeführt. 

Durch die Ablauforganisation mit eing'ebauten Prtifvorgäng'en 

sind die Voraussetzungen fi1r ein fehlerfreies Vorgehen gege-

ben. Die betreffenden Mitarbeiter und ihre Aufsichtsorgane 

sind zur Amvendung besonderer Sorgfalt angewiesen. Dadurch 

soll das auch nur vereinzelte Auftreten von "Irrtti.mern" ver-

mieden werden. 

Zu den Fragen 2 bis 5: 
"In welcher ' Art und t--leise informieren Sie einen 
Fernsprechteilnehmer, dessen Anschluß abgeschaltet werden 
soll. vor der Abschaltung seines Anschlusses ~on dieser Maß­
nahme und der Ursache fHr diese Abschaltung? 

, , 

In welcher Art und Weise informieren Sie einen Fernsprech­
teilnehmer, dessen Telefon längere Zeit gest8rt ist, von der 
Ursache dieser Störung und was unternommen werden kann, um die 
Störung bzw. Abschaltung beheben zu können? 
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) 
Wie stellen Sie sicher. daß es zu keiner rufmäßigen und ge-
schäftlichen Schädigung eines Fernsprechteilnehmers kommt, 
dessen Telefonanschluß irrtümlich mit der BegrUndung des Zah­
lungsverzugs abgeschaltet wurde? 

Wie ersetzen sie einen eingetretenen geschäftlichen Schaden, 
wenn dieser aufgrund eines Fehlverhaltens der Post eintritt?,r 

Bei GebUhrensperren muß der Fernsprechteilnehmer im Hinblick. 

auf die Hinweise im Lauf des vorangehenden Mahnverfahrens als 

ausreichend informiert tiber die angedrohte Sperre angesehen 

werden. 

Ansonsten sind FernsprechteilnehmersteIlen lediglich bei auf­

tretenden Gebrechen oder kurzfristig bei notwepdig~n Netz­

umsch~ltungen nicht betriebsbereit~ Bei kurzfri$tig beheb­

baien Störungen wird einer gesonderten Verständigung des Teil­

nehmers gegenUber (wenn ihm die StHrung nicht ohnehin bekannt 

ist) einer raschen St8rungsbehebung der Vorrang eingeräumt. 

Bei gr8~eren .. und umfangreichen Betriebsbeeinträchtigungen 

(MassenstBrungen. wie etwa Kabelbes~hädigungen durch Bagger 

und dgl.) werden. Verlautbarl1ngen sowohl Uber die Massenmedien 

als auch tiber 'l'onbandansagen bei Kurzrufnl.lmmern vorgenommen ~ 

Bei geplanten Arbeiten am Leitungsnetz werden die be-

troffenen Teilnehmer in der jeweils bestgeeignetsten Form 

(z.B. Aushang in den jeweiligen Häusern, bei grBßerem Umfang 

auch Pressemitteilungen) informiert. 

Bei vereinzelt irrtümlichen Sperren kann es zu keiner ~ufmäßi­

gen Schädigung kommen, weil Auskünfte nur dem betroffenen 

Teilnehmer gegeben werden. Geschäftliche Schädigungen sind 

durch Aufh:lärung eine!':) solchen Irrtumes zu vermeiden. Die be­

treffenden Mitarbeiter haben bekanntgewordene Mißstände unver­

zUglich zu bereinigen. 
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Eine Schadenersatzver~flichtung hinsichtlich der Besorgung des 

Fernmeldedienstes ist mit RUcksicht auf den Haftungsaus~chluß 

nach § 22 Abs. 1 des Fernmeldegesetzes nicht gegeben. 

Zu den Fragen 6 und 7: 
"Welche Maßnahmen werden Sie ergreifen, damit in Hinkunft' ein 
kunden- und serviceorientiertes VerhaI ten der Post bei l'elle­
fonstörungen bzw. -abschaltungen sichergestellt wird? 

Wie werden Sie in Hinkunft sicherstEülen, daß innerhalb von 
kUrzester Zeit mit der Befassung nur einer einzigen Dienst­
stelle der österreichischen Post Telefonabschaltungen und 
-störungen behoben werden können?" 

Kunden- und serviceorientiertes Verhalten der Mitarbeiter ist 

vorrangiges Unternehmensziel der Post. Der praktischen Um:'" 

setzung dienen laufende Schulungen sowie überprüfungen der 

Organisation und Arbeitsabläufe bis hin zu konkreten Unter­

weisungen einzelner Mitarbeiter durch ihre Aufsichtsorgane. 

Bei den Störungsmeldestellen sollen darUb,erhinaus durch Aus­

rüstung mit EDV-Systemen weitere Verbesserungen im Service 

erzielt werden. PUr die Mitarbeiter dieser Stellen wurden ei­

gene Kurse für kundenorientiertos Verhalten eingerichtet. 

Bei derel""t'lähnten Unternehmcl1sgrö!3e der Bsterroichischen Post 

mi t bundesweiten Aufgaben in zahlreichen Dienstleistun.gs'­

bereichen ,ist die Behandlung von Kundenanliegen bei nur einer 

einzigen Dienststelle nicht immer möglich; die bestehenden 

Organisationsstrukturen resultieren vor allem aus wirtschaft­

lichen GrUnden. riehmen aber auch auf andere Aspekte wie 

Personaldotierung, Kundendienst und dgl. RUcksicht. 

Die Mitarbeiter sind jedenfalls angewiesen. St6rungsmeldungen. 

auch wenn sie nicht den eigenen Bereich betreffen, entgegen~ 

zunehmen und an die zuständige St€üle \Io7ei terzulei ten. 
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Zu den Fragen 8. 9 und 10: 
"Werden Sie in Hinkunft sicherstellen, daß Telefonabschaltun­
gen und -st8rungen von Telefonkunclen rund um die Uhr - auch 
Samstag und Sonntag - ohne zusätzliche Kosten geklärt und be-
hoben werden können? . 

Wieso werden für die Behebung von Telefonst5rungen. fUr deren 
Entstehen der Monopolbetrieb Post die alleinige Verantwor~ung 
trägt. dem Kunden am Samstag sowie an Sonn- und Feiertagen 
Kosten verrechnet'? 

Was ist die Rechtsgrundlage dafür?fI 

Störungsmeldungen werden bereits derzeit von den Leitstellen 

(auf die Telefonnummer der Leitstelle wird bei der Tonband­

ansage der StBrungsmeldestelle nach Dienstschluß hingewiesen) 

rund um die Uhr (Abend- und Nachtstunden, Samstag, Sonn- und 

Feiertage) entgegengenommen. FUr störungsbehebungen gibt es 

eine sogenannte Regeldienstzeit (Montag bis Freitag tagsUber). 

wie sie auch in anderen Wirtschaftsbereichen als übliche Ar­

beits- bzw. Geschäftszeit besteht. Innerhalb der Regeldi0nst~ 

zel t . HerdeIl Störungsbehahungen .gra tisd1..1rchg€~:führt. Auge-­

sichts der zune.hmendonScdcutung der l'tornmuniJ~ution ~:urdcn Ent·· 

störungsmöglichh:ei ten auch außerhalbder Rege1dicnztzcit .00-" 

fern vom Teilnehme.r gewünscht ,geschaffen. Die Entstörung 

außerhalbder Regeldienstzeit e~fordertgewisse Veränderungen 

d!er Regelorganisation und eillen zusätzlichen Auhland. Be.i vom 

Teilnehmer. ~ewtlnschten St5rungsb~hebungen außerhalb der Regel­

dienstzeit verrechnet die Post diesen zusätzlichen Mehraufwand 

(Uberstundenkosten, erhCihte Wegzeit 'VvegengrCi[3erer Zentrali­

Biarung des Bere! tschaftsdienst{~s und dgl.). 

Die Behebung von störungen au/.~erhalb der Regeldienstzeit: ist 

auch deshalb sehr aufwendig, weil im Rahmen des Bereitschafts­

dienstes ein nicht mit den örtl~chen ~egebenheiten vertrauter 

Entstörer tätig v;erden mut~.w . 
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Massenzt8rungenwerden auch außerhalb der Regeldienstzeit ohne 

Verrechnung von Kosten behoben; ebenso störungen bei Telefon­

anschlüssen in Spitälern. bei Xrzten im Dienst. bei Rettungs­

diensten und dgl. 

GrundsStzlich werden aus GrUnden der Zweckmäßigkeit, der Wirt­

schaftlichkeit und der Sparsamkeit' Entst8rungen nur an Werkta­

gen, außer Samstag. (Regeldienstzeit) durchgeführt wie dies 

auch sonst in anderen Bereichen der Wirtschaft allgemein üb-

- lieh' ist. FUr sonstige Arbeiten. die auf Verlangen des Teil­

nehmers erfolgen - so auch für die im Rahmen des erweiterten 

Services verlangten Entstörungen am Samstag sOHie an Sonn-'und 

Feiertagen - sind gemäß § 19 der FernmeldegebUhrenordnung Ge­

bUhren in der Höhe der erwachsenden Kosten zu entrichten. 

Wien, sm ~ • Aug~st 1991 

Der du 'esmilister 
/ 

~/ 

/11'~ 
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